
Löhr, Elli Schmidt, Friedei Malter, Ebert, Hoffmann, 
Geske und den Fraktionsvorsitzenden bzw. ihren Stell­
vertretern Wilhelm Koenen, Walter Rübel, Paul 
Scholz, Vincenz Müller, August Bürde, Herbert 
Warnke, Dr. Ralph Liebler, Alexander Abusch.

Wird aus dem Hause das Wort zu dem vorliegenden 
Antrag gewünscht? —- Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich stelle das fest und darf danach, da auch eine 
andere Behandlung dieses Antrages nicht gewünscht 
wird, den Antrag zur Abstimmung bringen.

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hauses, die die 
von dem Nationalpreisträger Johannes R. Becher ver­
faßte und von Professor Hanns Eisler komponierte 
Hymne zur Nationalhymne der Deutschen Demo­
kratischen Republik erklären wollen, diesen Willen 
durch Erheben von den Plätzen zu bekunden. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. Wer will sich der Stimme 
enthalten? — Wer will gegen den Antrag stimmen? — 
Ich darf feststellen, daß dem Antrag der Mitglieder 
des Präsidiums und der Fraktionsvorsitzenden von der 
Provisorischen Volkskammer einstimmig stattgegeben 
worden ist.

(Starker Beifall)

Ich gebe der festen Hoffnung Ausdruck, daß auch 
dieser Beschluß unserer Volkskammer ein weiterer 
Baustein zur deutschen Einheit sein möge.

(Beifall)
(Die neue Nationalhymne der Deutschen Demo­

kratischen Republik wird von einem Streich­
quartett gespielt und von den Anwesenden 

stehend mitgesungen.)
Wir fahren in der Tagesordnung fort. Als zweiter 

Punkt steht auf der Tagesordnung:
Gesetz über die Teilnahme der Jugend am Aufbau 
der Deutschen Demokratischen Republik und die 
Förderung der Jugend in Schule und Beruf, bei 
Sport und Erholung (Drucksachen Nr. 38 und 42).

Ich kann mir keine bessere Überleitung zu diesem 
Punkt der Tagesordnung denken als die letzten Zeilen 
unserer Nationalhymne der Deutschen Demokratischen 
Republik, die wir eben gesungen haben:

„Deutsche Jugend, bestes Streben 
unsres Volks in dir vereint,, 
wirst du Deutschlands neues Leben.“

Zur Begründung der Gesetzesvorlage hat das Wort 
der Stellvertretende Ministerpräsident Herr Walter 
Ulbricht.

(Lebhafter Beifall)

Stellv. Ministerpräsident Ulbricht:
Verehrte Abgeordnete der Volkskammer! Verehrte 

Gäste! Die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik hat der Provisorischen Volkskammer einen 
Gesetzentwurf zur Beratung und Annahme eingereicht, 
den im Namen der Regierung zu begründen .ich den 
Auftrag und die Ehre habe. Dieses zur Beratung vor­
liegende Gesetz über die Teilnahme der Jugend am 
Aufbau der Deutschen Demokratischen Republik und 
die Förderung der Jugend in Schule und Beruf, bei 
Sport und Erholung sieht vor, daß die jungen Men­
schen unseres Volkes in ihrer Entwicklung und in der 
Entfaltung aller ihrer Fähigkeiten, ihrer körperlichen 
und geistigen Kräfte von den verantwortlichen Orga­
nen der Deutschen Demokratischen Republik in hohem 
Maße zu fördern sind. Die in diesem Gesetzentwurf vor­
gelegten Maßnahmen zur Förderung der Jugend sind 
erneut ein Ausdruck dafür, daß die Bestimmungen 
unserer Verfassung nicht auf dem Papier stehen blei­
ben, wie das bei früheren Verfassungen zu beobach­

ten war, sondern daß sie in einer außerordentlich kur­
zen Zeitspanne bereits verwirklicht werden.

Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik enthält die Bestimmung, daß jeder Bürger das 
gleiche Recht auf Bildung hat. Artikel 37 der Verfas­
sung lautet:

Die Schule erzieht die Jugend im Geiste der Ver­
fassung zu selbständig denkenden Menschen, die 
fähig und bereit sind, sich in das Leben der Ge­
meinschaft einzuordnen.

Im Absatz 2 heißt es:
Als Mittlerin der Kultur hat die Schule die Auf­
gabe, die Jugend im Geiste des friedlichen und 
freundschaftlichen Zusammenlebens der Völker und 
einer echten Demokratie zu wahrer Humanität zu 
erziehen. Die Eltern wirken bei der Schulerziehung 
ihrer Kinder durch Elternbeiräte mit.

Im Artikel 39 wird gesagt:
Jedem Kind muß die Möglichkeit zur allseitigen 
Entfaltung seiner körperlichen, geistigen und sitt­
lichen Kräfte gegeben werden. Der Bildungsgang 
der Jugend darf nicht abhängig sein von der sozia­
len und wirtschaftlichen Lage des Elternhauses. 
Vielmehr ist Kindern, die durch soziale Verhält­
nisse benachteiligt sind, besondere Aufmerksam­
keit zuzuwenden. Der Besuch der Fachschule, der 
Oberschule und der Hochschule ist Begabten aus 
allen Schichten des Volkes zu ermöglichen.

Durch diese Verfassungsbestimmungen wurden die 
gesetzlichen Grundlagen für die Erziehung der Jugend 
im fortschrittlichen Sinne geschaffen. Wir wollen, daß 
eine Jugend heranwächst, die eine Garantie für die 
demokratische Entwicklung in einem einigen, fried­
lichen Deutschland bietet. Die überwiegende Mehrheit 
der Väter und Mütter unserer Jugend hat schwer 
unter kapitalistischer Ausbeutung und faschistischer 
Knechtschaft gelitten. Ungeheure Opfer haben die fort­
schrittlichen Kräfte unseres Volkes im Kampf für ein 
neues, besseres Deutschland gebracht. Solche Führer des 
Volkes, wie August Bebel, Karl Liebknecht, Rudolf 
Breitscheid, Emst Thälmann und andere, haben ihre 
ganze Lebenskraft im Kampf für den Frieden und für 
die Neugestaltung unserer Heimat eingesetzt. Aber erst 
durch den heroischen Kampf des Sowjetvolkes, in des­
sen vordersten Reihen die Jugendlichen des Komsomol 
kämpften, wurde in Deutschland die barbarische faschi­
stische Herrschaft vernichtet. Die alte Generation hat, 
unterstützt von Vertretern des Sowjetvolkes, eine tiefe 
demokratische Umwandlung unseres Landes durchge­
führt. Die Machtpositionen der deutschen Konzern­
herren, Bankherren, Großgrundbesitzer wurden besei­
tigt. Der Staatsapparat wurde gesäubert, und die Grund­
lagen der demokratischen Ordnung wurden geschmiedet. 
Im Zweijahres-Vollkswirtschaftsplan, in den Gesetzen 
über die Landwirtschaftspolitik, über das Schulwesen 
und in den Richtlinien für den demokratischen Aufbau 
wurden die Grundlinien unserer Politik entwickelt.

Man kann sagen, daß sich die Lage der Jugend seit 
1945 ständig verbessert hat. Die von der Freien 
Deutschen Jugend auf ihrem Ersten Parlament in 
Brandenburg aufgestellten „Grundrechte der jungen 
Generation“ sind inzwischen in vollem Umfange ver­
wirklicht worden. Die Rechte der politischen Mit­
bestimmung, die Rechte auf Bildung, auf Arbeit, auf 
Erholung, Freude und Frohsinn sind feste Bestandteile 
unseres gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens 
geworden. Die jugendliche Arbeitskraft wird gesetzlich 
durch die Jungarbeiterschutzverordnung geschützt. Die 
Entlohnung der Jugendlichen erfolgt nach dem Grund­
satz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“. Die Jugend­
erwerbslosigkeit wurde beseitigt, das Berufsausbildungs­
wesen Schritt um Schritt verbessert.
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